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betr. Situation der zivilen Verteidigung in der Bundesrepublik Deutschland 


Der Bundesminister des Innern hat mit Schreiben 
vom 11. Juli 1973 - ZV 1 - 710 000/38 - die Kleine 
Anfrage namens der Bundesregierung wie folgt be- 
antwortet: 

Die Bundesregierung hält an ihren im Weißbuch 
zur zivilen Verteidigung der Bundesrepublik 
Deutschland vom 25. Mai 1972 dargelegten Grund- 
sätzen unverändert fest, daß die zivile Verteidigung 
ein untrennbarer Bestandteil der Gesamtverteidi- 
gung ist. Dies wird um so deutlicher, als das Ge- 
wicht der zivilen Verteidigung im Vergleich zu frü- 
her erstmals in der Regierungserklärung vom 18 Ja- 
nuar 1973 seinen Niederschlag gefunden hat. Im 
Weißbuch der Bundesregierung zur zivilen Vertei- 
digung, in der o. a. Regierungserklärung und in mei- 
nem Arbeitsprogramm für die 7. Wahlperiode ver- 
mag ich eine unterschiedliche Bewertung von Funk- 
tion und Aufgaben der zivilen Verteidigung nicht zu 
erkennen. 

Die vollständige Aussage in der Regierungserklä- 
rung lautet: 

„Die Freiheit, an Entspannung und Ausgleich mitzu- 
wirken, wird uns nicht geschenkt. Wehrpflicht, Ver- 
teidigungshaushalt und Zivilverteidigung betrach- 
ten wir nicht nur als Notwendigkeit, sondern als 
sinnvollen Dienst für die freie Gemeinschaft unserer 
Bürger; er hilft unserer Friedensarbeit. 11 

Die Bundesregierung hat dadurch deutlich zum Aus- 
druck gebracht, daß die Vorkehrungen der zivilen 
Verteidigung nicht nur auf den Verteidigungsfall 
abgestellt sind, sondern auch schon in Friedenszei- 
ten für den Schutz der Bevölkerung sinnvoll ge- 
nutzt werden können. Diesen Grundsätzen ent- 
spricht die Überzeugung der Bundesregierung, daß 
die zivile Verteidigung über den bisherigen Rahmen 
hinaus weiterer finanzieller Förderung bedarf. Sie 
hat deshalb die bis 1969 sinkende Ausgabenentwick- 
lung beendet und ab 1970 die Haushaltsmittel ver- 
stärkt. 
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Wenn sich trotzdem die Relation zu den Ausgaben 
der militärischen Verteidigung ungünstiger darstellt, 
ist dies auf die relativ höheren Zuwachsraten im 
militärischen Haushalt zurückzuführen. 

Gleichwohl strebt die Bundesregierung im Rahmen 
der gegebenen Möglichkeiten und politischen Ziel- 
vorstellungen eine Verbesserung des Verhältnisses 
an. Damit würde auch eine gewisse Unruhe bei den 
freiwilligen Helfern beseitigt werden, die aus der 
nach ihrer Ansicht z. Z. nicht ausreichenden finan- 
ziellen Verstärkung und nicht etwa aus dem Gefühl 
einer unterschiedlichen minderen Bewertung der zi- 
vilen gegenüber der militärischen Verteidigung zu 
erklären ist. Ein Beweis dafür ist die nach wie vor 
vorhandene Bereitschaft zur Mitarbeit im Katastro- 
phenschutz. Insgesamt 1,1 Millionen freiwillige Hel- 
fer stehen zur Verfügung. Besonders erwähnenswert 
ist dabei die darin enthaltene verhältnismäßig hohe 
Zahl von rund 17 000 Wehrpflichtigen pro Jahr, die 
hier einen dem Wehrdienst gleichwertigen Dienst 
leisten. Diese Zahl liegt immerhin mehr als IV 2 mal 
so hoch, wie die Zahl der zur Zeit verfügbaren Plät- 
ze im Zivildienst. 


Die Einzelfragen beantworte ich wie folgt: 


1. Wie beurteilt die Bundesregierung die gegen- 
wärtige Gesamtsituation der zivilen Vertei- 
digung? 

Zivile und militärische Verteidigung sind gleichwer- 
tige, untrennbare und unverzichtbare Teile der Ge- 
samtverteidigung. Da die zivile Verteidigung die ihr 
zufallenden Aufgaben erfüllen muß, wird die Bun- 
desregierung um die dafür notwendige finanzielle 
Ausstattung bemüht sein. Die seit 1962 rückläufige 
Haushaltsentwicklung der zivilen Verteidigung, und 
zwar: 
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1962 1966 1968 1969 

in Mio DM 

786 556 440 432 

hat 1969 ihren Abschluß gefunden. 

Ab 1970 konnte eine allmähliche Erhöhung der Haus- 
haltsansätze erreicht werden: 

1970 1971 1972 1973 

in Mio DM 

436 505,7 ~ 5Ö0~4 54873 

Danach hat der Haushalt der zivilen Verteidigung 
im Jahre 1973 eine deutliche Steigerung des Finanz- 
volumens zu verzeichnen. 

Die absolute Priorität der Stabilitätspolitik verhin- 
dert vorerst eine weitere Verbesserung des Pla- 
fonds und erlaubt der Bundesregierung deshalb eine 
nur angemessene Korrektur der Ansätze. 

Unter diesem Aspekt sind die Steigerungsraten des 
geltenden Finanzplans 1974 bis 1976 zu sehen: 


1974 

1975 

1976 


in Mio DM 


558, r 

56374 

575,7 


Die gleichen Gesichtspunkte gelten auch für das 
Ausgabenverhältnis zwischen ziviler und militäri- 
scher Verteidigung, das sich wie folgt darstellt: 


1970 

1 : 44 

1971 

1 : 43 

1972 

1 : 49 

1973 

1 : 48 

1974 

1 : 50 

1975 

1 : 51 

1976 

1 : 52 


Wie bereits ausgeführt, ist trotz Erhöhung des Pla- 
fonds der zivilen Verteidigung eine Verbesserung 
der Relation deshalb nicht eingetreten, weil die 
Zuwachsraten für die militärische Verteidigung un- 
verhältnismäßig höher liegen. Das findet nicht zu- 
letzt darin seine Begründung, daß der Personalan- 
teil im militärischen Haushalt unvergleichbar größer 
ist. 


2. Hält die Bundesregierung die freiwillige Mit- 
arbeit in der zivilen Verteidigung lediglich 
für einen „sinnvollen Dienst für die freie Ge- 
meinschaft" oder für eine unverzichtbare Ge- 
meinschaftsleistung zum Schutz vor Katastro- 
phen, die einer erfreulichen staatsbürgerlichen 
und solidarischen Grundhaltung entspringt? 

Die Bundesregierung hält die freiwillige Mitarbeit 
in der zivilen Verteidigung in erster Linie für eine 
•unverzichtbare Gemeinschaftsleistung im Rahmen 
der Sicherheits- und Entspannungspolitik. Dies wi- 
derspricht nicht dem Grundsatz, daß die zivile Ver- 
teidigung auch dem Schutz des Menschen gegen 
Katastrophen aller Art zu dienen hat und somit auch 
bereits im Frieden als sinnvolles Instrument für der- 
artige Situationen zur Verfügung steht. 

Das bedeutet gleichzeitig, daß die Bundesregierung 
die Mitbürger, die sich freiwillig und uneigennützig 


bereitgefunden haben, in der zivilen Verteidigung 
bei Katastrophen- und Notfällen jeder Art zu helfen, 
unterstützen und ihre im besten Sinne staatsbürger- 
liche und solidarische Grundhaltung ermutigen wird, 
wo immer es möglich ist. 


3. Was hat die Bundesregierung bisher unter- 
nommen, um die im Weißbuch zur zivilen Ver- 
teidigung und im Negativkatalog des Deut- 
schen Städtetages aufgezeigten Mängel zu be- 
seitigen? 

Ich habe darauf hingewiesen, daß die Haushalts- 
entwicklung der zivilen Verteidigung ab 1970 eine 
steigende Tendenz aufweist. Die Bundesregierung 
hat damit zum Ausdruck gebracht, daß sie um die 
weitere Verbesserung des Finanzvolumens bemüht 
bleibt, soweit dies im Rahmen der gegenwärtigen 
Haushaltssituation und des Stabilitätsprogramms 
vertretbar ist. 

Das bedeutet, daß sie sich zunächst auf Schwerpunk- 
te beschränken muß, d. h. im wesentlichen auf die 
Maßnahmen, die unmittelbar Leben und Gesundheit 
möglichst vieler Menschen sichern und auch im 
Frieden hohen Nutzwert haben. Deshalb wird vor 
allem der Katastrophenschutz einschließlich des Hub- 
schrauberrettungsdienstes gefördert. Aber auch der 
öffentliche Schutzraumbau darf nicht außer Betracht 
bleiben. Auf diese Gebiete entfallen folgerichtig we- 
sentliche Teile der seit 1970 bewilligten Ausgaben 



Kap. 3604 
ZV-BMI 

Katastrophen- 
schutz (in Mio DM) 

öffentlicher 

Schutzbau 

1970 

182,1 

80,9 

29,0 

1971 

236,5 

96,9 

37,5 

1971 

212,9 

107,2 

32,8 

1973 

233,9 

109,5 

35,0 


Die Schwerpunktausbildung hat aber dort ihre Gren- 
zen, wo unverzichtbare Vorsorgemaßnahmen ande- 
rer Bereiche der zivilen Verteidigung (z. B. Arznei- 
mittelbevorratung, Trinkwassernotversorgung) in 
ihrer Substanz beeinträchtigt würden. 

Hinsichtlich der im Negativkatalog des Deutschen 
Städtetages aufgezeigten Mängel darf ich darauf 
hinweisen, daß - soweit die Hinweise berechtigt 
sind - auch hier nur im Rahmen der verfügbaren 
Mittel Abhilfe geschaffen werden kann. Entspre- 
chende Erörterungen über die Beseitigung der Män- 
gel haben mit dem Deutschen Städtetag bereits statt- 
gefunden; durch ständige Kontakte wird auch wei- 
terhin gemeinsam eine Lösung der Probleme ange- 
strebt werden. 


4. Inwieweit ist bisher das Gesetz über die Erwei- 
terung des Katastrophenschutzes aus dem Jah- 
re 1968 sachgerecht und wirkungsvoll durch- 
geführt, bzw. welche Gründe stehen bisher 
noch seinem praktischen Vollzug entgegen? 

Ich habe bereits darauf hingewiesen, daß die Bun- 
desregierung sich wegen seiner gleichermaßen gro- 
ßen Bedeutung im Verteidigungsfall und im Frieden 
um den Katastrophenschutz bemüht. Sie hat erst 
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unter dem 28. Mai 1973 wieder dem Innenausschuß 
des Deutschen Bundestages einen umfassenden Be- 
richt über Konzeption und Stand des Katastrophen- 
schutzes vorgelegt. 

Die rechtlichen und organisatorischen Grundlagen 
für den Vollzug des Katastrophenschutzgesetzes 
sind im wesentlichen geschaffen. 

So hat der BMI mit Zustimmung des Bundesrats 
fünf allgemeine Verwaltungsvorschriften erlassen, 
und zwar am 11. Mai 1971 die Verwaltungs vor schrift 
über Aufbau, Förderung und Leitung des Selbst- 
schutzes und am 27. Februar 1972 die Verwaltungs- 
vorschriften über Organisation, über die zusätzliche 
Ausstattung, über die zusätzliche Ausbildung und 
über die Kosten der Erweiterung des Katastrophen- 
schutzes. 

Zum Vollzug der Verwaltungsvorschriften sind wei- 
tere Einzelregelungen über Ausbildung, Ausstattung 
sowie technische und finanzielle Fragen erforder- 
lich. Diese Bestimmungen soll das Bundesamt für 
zivilen Bevölkerungs schütz erlassen. Ein entspre- 
chender Gesetzentwurf, der es hierzu ermächtigt, 
liegt dem Bundestag vor. 

Verwirklicht worden ist auch bereits die vom Kata- 
strophenschutzgesetz vorgeschriebene Einordnung 
der Einheiten und Einrichtungen des bisherigen 
Luftschutzhilfsdienstes in den Katastrophenschutz 
der kreisfreien Städte und Landkreise; sie stehen 
damit uneingeschränkt auch für Zwecke des friedens- 
mäßigen Katastrophenschutzes zur Verfügung, wäh- 
rend sie bisher nur für den V-Fall vorgehalten wur- 
den. 

Nach der gegenwärtigen Haushaltslage ist eine vol- 
le Verwirklichung der Konzeption des KatSG nicht 
möglich. Es können aber gewisse Schwerpunktauf- 
gaben auf dem Ausrüstungs-, Ausbildungs- und Un- 
terbringungssektor durchgeführt werden. Auch dies 
ist nur langfristig möglich. Zu diesem Zweck wurde 
ein auf zehn Jahre ausgerichtetes Sach- und Finan- 
zierungsprogramm erarbeitet. 

Eine dieser Schwerpunktaufgaben möchte ich hier 
kurz darlegen: 

Es handelt sich um die Hubschrauber für Katastro- 
phenschutz und Rettungswesen. Neue Ausstattungs- 
gegenstände werden insbesondere daran gemessen, 
ob sie auch für die Hilfeleistung im Frieden, vor 
allem bei den tagtäglichen Notfällen eingesetzt wer- 
den können. Dieser Gesichtspunkt einer effektiven 
Verwendung des Potentials trifft auf den Hubschrau- 
berdienst in besonderem Maße zu. Die seit Dezember 
1971 unter Mitwirkung des ADAC, der Johanniter- 
Unfall-Hilfe, des Malteser-Hilfsdienstes und der Be- 
rufsfeuerwehr Frankfurt laufenden Modellversuche 
in Köln, Frankfurt und Hannover haben positive 
Ergebnisse gebracht. Die Maschinen haben sich als 
Ergänzung des bodengebundenen Rettungsdienstes 
voll bewährt. Sie fliegen jeweils rund 1000 Einsätze 
pro Jahr. Jede von ihnen bewahrt in diesem Zeit- 
raum etwa 100 Menschen vor dem sicheren Tode, 
über Konzeption und Ergebnisse dieser Modellver- 
suche habe ich kürzlich dem Innenausschuß des Deut- 


schen Bundestages einen ausführlichen Bericht er- 
stattet. Aufgrund des günstigen Verlaufs der Modell- 
versuche soll jetzt def endgültige Aufbau eines 
Hubschrauberdienstes im gesamten Bundesgebiet in 
Angriff genommen werden. Rund 20 Maschinen wer- 
den als das erforderliche Soll angesehen. Wenn zu 
den bisherigen drei beziehungsweise vier Maschi- 
nen, wenn man die nach völlig gleichen Prinzipien 
organisierte Station des ADAC in München ein- 
schließt - in diesem Jahr weitere drei Hubschrau- 
ber hinzukommen, wird bereits ein Drittel des in 
Aussicht genommenen Endbestandes beschafft sein. 


5. Wie viele Helfer stehen bisher in den Hilfs- 
organisationen nach dem Katastrophenschutz- 
gesetz tatsächlich zur Verfügung, und in wel- 
chem Umfang ist deren Ausrüstung mit Fahr- 
zeugen und Gerätschaften sowie ihre Schulung 
und Ausbildung gewährleistet? 

In den Organisationen wirken z. Z. rund 1,1 Millio- 
nen freiwillige Helfer mit. Ein Teil hat sich bei 
Hilfsaktionen im In- und Ausland hervorragend 
bewährt. 

Angesichts der Knappheit der Haushaltsmittel konn- 
te für die Maßnahmen des Bundes zugunsten des 
einheitlichen Katastrophenschutzes nicht von den 
1,1 Millionen Helfern ausgegangen werden. Viel- 
mehr mußte vorerst nur auf eine Helferzahl, die 
1 v. H. der Bevölkerung entspricht, das sind etwa 
600 000 Helfer, abgestellt werden. Es steht außer 
Zweifel, daß diese Helferzahl - legt man die größt- 
möglichen Schadensbilder zugrunde - für die Ab- 
wehr der im V-Fall drohenden Gefahren und Schä- 
den noch nicht ausreicht. 

Soweit Ausrüstung und Ausbildung der 600 000 Hel- 
fer zu Lasten des Bundes gehen, darf ich zu den 
Grundsätzen folgendes sagen: 

Bis zu 2 /s der Gesamtstärke werden die von den 
Ländern und kommunalen Gebietskörperschaften 
vorgehaltenen Einheiten und Einrichtungen mit zu- 
sätzlicher Ausstattung und Ausbildung versehen. 
Diese als Ergänzung bezeichnete Maßnahme konnte 
mit Ausnahme einer geringfügigen Schulung auf 
Bundes- und Landesebene wegen der Haushalts- 
situation noch nicht in Angriff genommen werden. 

In einem Umfang von Vs der Gesamtstärke sind neue 
Einheiten und Einrichtungen auf Kosten des Bundes 
aufzustellen und von Grund auf auszurüsten und 
auszubilden. Auf diese als Verstärkung bezeichnete 
Maßnahme sind die bereits vorhandenen Einheiten 
und Einrichtungen des früheren LSHD, des THW 
und des DRK-Hilfszuges anzurechnen. 

Deren Helfer verfügen in der Regel über eine abge- 
schlossene Erstausbildung und sollen sich nunmehr 
der laufenden Fortbildung unterziehen. Die Sorge 
der Bundesregieung gilt ganz besonders der Gewähr- 
leistung dieser Ausbildung. 

Sie wird sich intensiv darum bemühen, daß die 
Lehrveranstaltungen am Standort und die Lehrpro- 
gramme an den Katastrophenschutzschulen der Län- 
der aufrecht erhalten werden können. 
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Die Ausstattung der Helfer ist komplettierungsbe- 
dürftig, worauf ich bei Beantwortung der Frage 6 
noch näher eingehen werde. 

Nach dem von mir bereits erwähnten Zehn-Jahres- 
Programm wird die Bundesregierung der Ergänzung 
der friedensmäßigen Katastrophenschutzkräfte um 
zusätzliche Ausrüstung und Ausbildung Priorität 
einräumen. 


6. In welchem Umfang sind bisher Fahrzeuge und 
Gerätschaften der Einheiten und Basisorgani- 
sationen überaltert, und welche Pläne hat die 
Bundesregierung für notwendige Ergänzungen 
und Neubeschaffungen? 

Hier wird ein Problem angesprochen, das die Bun- 
desregierung mit Sorge erfüllt. Durch Versäumnisse 
in früheren Zeiten ist die Ausrüstung überaltert. So 
stehen z. B. rund 9000 Fahrzeuge zur Aussonderung 
an, die älter als 15 Jahre sind. Im Haushalt 1973 
sind für den Erwerb von Fahrzeugen Mittel in Höhe 
von 6 Millionen DM veranschlagt. Es wird jedoch 
noch erheblicher finanzieller Anstrengungen bedür- 
fen, um die Folgen früherer Versäumnisse zu be- 
seitigen. 

Bei der Fachdienstausstattung und der persönlichen 
Ausrüstung ist die Lage ähnlich. Gerade in diesem 
Bereich sind nach Auffassung der Bundesregierung 
Verbesserungen dringend erforderlich. 


7. Welche Verbesserungen plant die Bundesre- 
gierung beim Technischen Hilfswerk im perso- 
nellen Bereich, im Unterkunftswesen und in 
der Alarmierung, um seine Arbeit effektiver zu 
gestalten und die unzureichende Alarmierung 
und Unterbringung zu verbessern? 

Die personelle Ausstattung des THW entspricht noch 
nicht seiner Bedeutung und seinen Aufgaben. Es ist 
jedoch zu hoffen, daß in den mit dem BMF z. Z. statt- 
findenden Verhandlungen in absehbarer Zeit eine 
Lösung erreicht wird. 

Bei der ordnungsgemäßen Unterbringung des THW 
besteht ein erheblicher Nachholbedarf. Zur Behe- 
bung der Mißstände auf dem Unterkunftssektor hat 
die Bundesregierung daher ein Dringlichkeitsbau- 
programm entwickelt. Danach sollen aus Rationali- 
sierungsgründen fünf Mustertypen verwendet wer- 
den, die nach dem Baukastenprinzip durch Erweite- 
rung eines Grundtyps gewonnen werden. Auf diese 
Weise können die Baukosten, die sich je nach Größe 
des Objekts auf 500 000 bis 700 000 DM belaufen, 
wesentlich gesenkt werden. 

Die Bundesregierung ist auch bemüht, die Alarmie- 
rungsmöglichkeiten in den 575 Ortsverbänden des 
THW zu verbessern. 

Bis Ende 1973 sollen alle Unterkünfte telefonisch 
erreichbar sein. (Bisher sind es nur 225 oder rund 
40 v. H.). Möglichst bis Ende 1973 sollen auch für die 
privat oder dienstlich nicht erreichbaren 59 Orts- 
beauftragten Telefonanschlüsse eingerichtet werden 


(bisher sind 506 Ortsbeauftragte oder 90 v. H. er- 
reichbar). 

Ebenso schenkt die Bundesregierung einer Verbesse- 
rung der Alarmierungsmöglichkeiten über ein Funk- 
Alarmnetz ihre besondere Aufmerksamkeit. Bisher 
ist diese Art der Alarmierung nur in rund 23 v. H. 
der Ortsverbände möglich. Es ist beabsichtigt, das 
THW möglichst an bereits vorhandene Einrichtun- 
gen von Gemeinden oder anderen Katastrophen- 
schutzorganisationen anzuschließen. Wo dies nicht 
möglich ist, soll ein eigenes Alarmierungsnetz auf- 
gebaut werden. Die Bundesregierung wird sich auch 
in diesem Bereich intensiv um Fortschritt bemühen. 
Mit Rücksicht auf die zur Verfügung stehenden 
Haushaltsmittel wird das Programm gleichwohl nur 
langfristig zu verwirklichen sein. 


8. Wie beurteilt die Bundesregierung die jähr- 
liche Schutzzuwadisrate auf dem Gebiet der 
zivilen Verteidigung im allgemeinen, beim Bau 
von Schutzräumen in Wohnhäusern und im 
Selbstschutz der Bevölkerung im besonderen? 

Die durch die Bundesregierung im Weißbuch zur 
zivilen Verteidigung zum Ausdruck gebrachte Be- 
sorgnis, daß die baulichen Schutzmaßnahmen auf 
Jahre und Jahrzehnte hinaus unzureichend sein wer- 
den, hat sich weiterhin nicht geändert. Wenn auch 
auf diesem Gebiet ein wesentlicher Schutzzuwachs 
nicht erreicht werden konnte, darf jedoch nicht über- 
sehen werden, daß die an sich für den Verteidi- 
gungsfall zur Verfügung stehenden Kapazitäten an 
Personal und Material in einem weit größeren Um- 
fang als bisher für Schadensfälle und Katastrophen 
im Frieden nutzbar gemacht wurden. Diese positive 
Entwicklung, der ich Priorität einräume, möchte ich 
ganz besonders herausstellen. 

Was den Bau von Schutzräumen betrifft, sind auch 
hier Verbesserungen aufzuweisen. Bei den Haus- 
schutzräumen ergibt sich bei den fertiggestellten 
Schutzplätzen folgendes Bild: 

1970 830 

1971 2680 > Schutzplätze 

1972 3600 ) 

Im öffentlichen Schutzraumbau hat das Mehrzweck- 
bauprogramm eine derart große Resonanz gefun- 
den, daß die vorhandenen Haushaltsmittel nicht aus- 
reichen, allen Anträgen der Bauträger zu entspre- 
chen. Für die Jahre 1970 bis 1972 sieht die Entwick- 
lung wie folgt aus: 

1970 3607 'i 

1971 14983 > Schutzplätze 

1972 16507 J 

Ich möchte allerdings nicht unerwähnt lassen, daß 
dieser Schutzzuwachs in Neubauten nur durch ent- 
sprechende Reduzierung des Instandsetzungspro- 
gramms für Schutzbauwerke aus dem 2. Weltkrieg 
möglich war. 

Auf dem Gebiet des Selbstschutzes ist am 11. Mai 
1971 mit Zustimmung des Bundesrates die Allge- 
meine Verwaltungsvorschrift für Aufbau, Förderung 
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und Leitung des Selbstschutzes erlassen worden. Da- 
mit steht den Gemeinden das Instrumentarium für 
die von ihnen eigenverantwortlich durchzuführen- 
den Maßnahmen zur Verfügung. Ebenso hat die 
Arbeitsgemeinschaft Zivilschutz der Spitzenorgani- 
sationen der gewerblichen Wirtschaft am 6. Juni 
1972 Empfehlungen herausgebracht, nach denen die 
Betriebe im Rahmen ihrer Verantwortung für Schutz 
und Sicherheit der Beschäftigten einen betrieblichen 
Selbst- und Katastrophenschutz aufbauen und unter- 
halten sollen. Schließlich tragen die am 17. Oktober 
1972 veröffentlichten Empfehlungen für den Selbst- 
schutz in Behörden sowie die Empfehlungen für die 
Selbstschutzausstattung in Wohnstätten mit dazu 
bei, daß die Bemühungen um einen funktionstüch- 
tigen Selbstschutz weiter voranschreiten. 


9. Wieviel Prozent der Bevölkerung erlernen 
die wichtigsten Selbstschutzmaßnahmen, und 
wieviel Jahre wird es dauern, bis der Bevöl- 
kerung die notwendigen Selbstschutzkenntnis- 
se vermittelt sind? 

An den Selbstschutzlehrgängen, die der Bundesver- 
band für den Selbstschutz durchführt, nehmen im 
Jahr durchschnittlich etwa 300 000 Personen teil; ins- 
gesamt haben diese Ausbildung etwas mehr als zwei 
Millionen durchlaufen. Eine Erfassung der gesamten 
Bevölkerung wird schon deshalb nicht möglich sein, 
weil die Vermittlung von Kenntnissen auf dem Ge- 
biet des Selbstschutzes ausschließlich von der Bereit- 
schaft des einzelnen abhängig ist, sich freiwillig 
einer solchen Ausbildung zu unterziehen. Die Ein- 
sicht hierfür ist nicht überall uneingeschränkt vor- 
handen. 

Zusätzlich sollen jährlich 1,2 Millionen Bürger durch 
die Hilfsorganisationen des Katastrophenschutzes in 
Erster Hilfe ausgebildet werden. Hier sollen als 
Zielvorstellung ständig 6 v. H. der Bevölkerung 
gleich 3,6 Millionen ausgebildete Personen verfüg- 
bar sein. 


10. Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 
rung, die in der Praxis bewährten Selbstschutz- 
züge, die nach dem Willen der Bundesregierung 
aufgelöst werden sollen, unter Leitung der 
Kreisverwaltungsbehörden dem erweiterten 
Katastrophenschutz einzugliedern und damit 
die Selbstschutzzüge den Gemeinden im Inter- 
esse der Glaubwürdigkeit der Selbstschutzar- 
beit zu erhalten? 

Die Selbstschutzzüge wurden in den Jahren 1961 bis 
1963 aufgestellt, als mit der gesetzlichen Einführung 
einer Selbstschutzpflicht zu rechnen war. Das Selbst- 
schutzgesetz vom 9. September 1965 wurde aber, 


nachdem es zunächst suspendiert worden war, am 
9. Juli 1968 aufgehoben. Damit hatte das Konzept 
der Selbstschutzzüge seine Basis verloren. 

Die weitere Entwicklung zeigte, daß es schwierig 
war, den personellen Bestand der Züge auf freiwilli- 
ger Grundlage aufzubauen und zu erhalten. Außer- 
dem hatte die starke Fluktuation der Helfer (meist 
Hausfrauen und Schüler) neben einem hohen Aus- 
bildungsbedarf auch zur Folge, daß ein großer Teil 
der Züge (bei insgesamt 1095 Zugausrüstungen) nicht 
einsatzfähig war. Selbst dort, wo eine genügende 
Zahl von Helfern zur Verfügung stand, gelang es 
in der Mehrzahl der Fälle nicht, die Züge mit ihrer 

I Ausrüstung so zu stationieren, daß die Helfer in 
erreichbarer Nähe, nämlich in dem betreffenden 
Wohn- und Einsatzbereich vorhanden waren. 

j 

Das Katastrophenschutzgesetz vom 9. Juli 1968 ent- 
zog dem Bundesverband für den Selbstschutz, der 
bis dahin die Züge ausbildungsmäßig und organisa- 
torisch betreut hatte, die Aufgabe der Organisation 
freiwilliger Helfer für den Selbstschutz und bestimm- 
te, daß die Einheiten des Selbstschutzes grundsätz- 
lich in den Katastrophenschutz einzugliedern seien 
mit der Maßgabe, daß Einheiten, die nicht 75 v. H. 

I des Aufstellungssolls erreichen oder die auf Grund 
ihrer Standorte für eine Einordnung nicht geeignet 
sind, aufgelöst werden können. Da die Frage des 
geeigneten Standorts (Zugausrüstungen und Helfer 
in demselben Einsatzbereich von ca. 5000 Einwoh- 
nern) in den meisten Fällen zu verneinen ist, käme 
eine Einordnung in den Katastrophenschutz nur in 
verhältnismäßig wenigen Fällen in Betracht. Diese 
wenigen, möglicherweise 100 bis 200 Züge würden 
zu den ursprünglich geplanten 7000 Zügen für das 
ganze Bundesgebiet in einem krassen Mißverhältnis 
stehen; ihr vereinzeltes Vorhandensein wäre rein 
zufällig und könnte keine sinnvolle Konzeption tra- 
gen. 

Für die Züge, die mit leichtestem Gerät (von Hand 
gezogene Löschkarren) ausgerüstet waren und keine 
Fahrzeuge besaßen, ist in den motorisierten Einhei- 
ten des Katastrophenschutzes kein Platz mehr. An- 
dererseits zwingt die Haushaltslage zu einer Kon- 
zentration der zur Verfügung stehenden Mittel auf 
die wesentlichen Aufgaben des Katastrophenschut- 
zes. Demzufolge sehen die mit Zustimmung des 
Bundesrates erlassenen allgemeinen Verwaltungs- 
vorschriften sowohl über den Aufbau des Selbst- 
schutzes durch die Gemeinden als auch über die Or- 
ganisation des Katastrophenschutzes weder Selbst- 
schutzzüge noch andere Einheiten des Selbstschut- 
zes vor. 

Die Ausrüstung der früheren Züge kann jetzt be- 
sonders sinnvoll für die Verstärkung des Betriebs- 
selbstschutzes im Bereich des Bundesministers für 
Verkehr eingesetzt werden. 
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